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(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die steigenden Anforderungen an die Qualität der tierischen 
Produkte, die 1969 etwa 72 v. H. des Produktionswertes der 
landwirtschaftlichen Erzeugung ausmachten, sowie an die Wirt- 
schaftlichkeit der Betriebsweise zwingen dazu, die Leistungs- 
fähigkeit der Nutztierbestände zu verbessern. Dabei gewinnt 
die künstliche Besamung zunehmend an Bedeutung. Um jedoch 
mögliche Nachteile für die Tierhalter und für die gesamte Tier- 
zucht auszuschließen, muß ihre zweckentsprechende Durchfüh- 
rung sichergestellt werden. 

B. Lösung 

Das Gesetz regelt die technischen Voraussetzungen sowie die 
züchterischen und hygienischen Mindestanforderungen der 
künstlichen Besamung. Es führt insbesondere eine Besamungs- 
erlaubnis sowie eine Erlaubnispflicht für das Betreiben von Be- 
samungsstationen und -depots ein und stellt Ausbildungserfor- 
dernisse für nichttierärztliche Besamungstechniker auf. Ferner 
sieht das Gesetz Erleichterungen für die jährliche Hauptkörung 
und Ausnahmevorschriften für Forschungsvorhaben vor. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hält Samendepots als Zwischenstufen zwischen 
Samenlieferanten und Tierhaltern für unzweckmäßig und will 
ferner entsprechend befähigten Tierhaltern nach einer Kurz- 
ausbildung die künstliche Besamung ihres eigenen Tierbestan- 
des gestatten. 

D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Dezember 1970 

1/4 (IV/1) — 72200 — Be 4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 357. Sitzung am 23. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Samen von Hengsten, Bullen, Ebern, Schafböcken 
und Ziegenböcken darf zur künstlichen Besamung 
nur verwendet werden, wenn die Tiere nach tier- 
zuchtrechtlichen Vorschriften gekört sind und für 
sie eine Besamungserlaubnis nach § 2 erteilt ist. 

§ 2 

(1) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag 
eine schriftliche Besamungserlaubnis, wenn 

1. der Zuchtwert des Tieres über dem durchschnitt- 
lichen Zuchtwert vergleichbarer Tiere liegt, 

2. nach einer frühestens zwei Wochen vor der An- 
tragstellung ausgestellten amtstierärztlichen Be- 
scheinigung das Tier und der Samen 

a) frei sind von übertragbaren Krankheiten so- 
wie von Erscheinungen, die den Ausbruch 
einer derartigen Krankheit befürchten lassen, 

b) keine Erscheinungen zeigen, wonach die 
Zuchttauglichkeit beeinträchtigt ist, 

3. für das Tier das Ergebnis einer Blutgruppenbe- 
stimmung vorliegt. 

(2) Die Besamungserlaubnis ist zu befristen; sie 
kann auf eine bestimmte Zahl und auf bestimmte 
Rassen der zu besamenden Tiere, auf bestimmte 
Gebiete oder in sonstiger Weise inhaltlich be- 
schränkt, unter Bedingungen erteilt und mit Auf- 
lagen verbunden werden. 

(3) Die Besamungserlaubnis erlischt nicht mit 
dem Abgang des Tieres. Sie kann auch für abgegan- 
gene oider zur Samengewinnung nicht mehr taug- 
liche Tiere erteilt werden, sofern die Voraussetzun- 
gen nach Absatz 1 Nr. 1 gegeben ist und 

1. für das Tier im Zeitpunkt der Samengewinnung 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
gegeben waren und 

2. für den Samen im Zeitpunkt der Antragstellung 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 gege- 
ben sind. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
soweit es zur Verbesserung der Landestierzucht 
oder zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen 
Besamung erforderlich ist, durch Rechtsverordnung 
die Maßstäbe und das Verfahren für die Beurtei- 
lung des Zuchtwertes des Tieres, insbesondere für 
die Bewertung der Leistungen der Nachkommen, zu 


regeln. Sie können diese Befugnis durch Rechtsver- 
ordnung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(5) Die Besamungserlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn bei der Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht gegeben war. Die Besamungser- 
laubnis ist zu widerrufen, wenn eine der Vorausset- 
zungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben ist; sie 
kann widerrufen werden, wenn eine inhaltliche Be- 
schränkung nicht beachtet oder eine Auflage nicht 
erfüllt wird. 

§ 3 

(1) Wer 

1. eine Tierhaltung zur Gewinnung und Abgabe 
von Samen der in § 1 genannten Tiere zur künst- 
lichen Besamung (Besamungsstation), 

2. eine Einrichtung zum Bezug, zur Aufbereitung, 
Lagerung oder Abgabe von Samen der in § 1 
genannten Tiere ohne Tierhaltung (Samendepot) 

betreiben will, bedarf hierfür der Erlaubnis. 

(2) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag die 
Erlaubnis, wenn 

1. das für einen ordnungsgemäßen Betrieb erfor- 
derliche geeignete Personal sowie die erforder- 
lichen geeigneten Räume, Einrichtungen und Ge- 
räte vorhanden sind, 

2. eine tierärztliche Aufsicht gewährleistet ist, 

3. die Einhaltung der notwendigen seuchenhygieni- 
schen Anforderungen sichergestellt ist und 

4. die personellen und technischen Voraussetzun- 
gen für einwandfreie züchterische Aufzeichnun- 
gen gegeben sind. 

Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Tierhaltungen, 

1. in denen Samen gewonnen und ausschließlich 
zur Besamung eigener Tiere verwendet wird, 

2. in denen im Rahmen staatlich beaufsichtigter 
Eigenleistungsprüfungen oder Nachkommen- 
schaftsprüfungen Samen gewonnen und an Be- 
samungsstationen oder Samendepots geliefert 
wird. 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den 
Voraussetzungen nach Absatz 2 zulassen, soweit 
eine ordnungsgemäße Besamung gewährleistet ist. 

(4) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht mehr ge- 
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geben ist und dem Mangel nicht innerhalb einer von 
der zuständigen Behörde gesetzten Frist abgeholfen 
wird. Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 

1. eine Auflage nicht erfüllt wird, 

2. die Besamungsstation, das Samendepot oder die 
Tierhaltung nach Absatz 3 nicht die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Besamung bietet oder 

3. den Vorschriften dieses Gesetzes wiederholt 
oder grob zuwidergehandelt worden ist. 

§ 4 

(1) Besamungsstationen und Samendepots dür- 
fen mit Samen nur beliefern: 

1. Tierhaltungen, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und anerkannte Züchter Vereinigungen; 

2. Besamungsstationen und Samendepots. 

Samen, der für Tierhaltungen, Gemeinden, Gemein- 
deverbände oder anerkannte Züchtervereinigungen 
bestimmt ist, darf nur an Tierärzte oder Besamungs- 
techniker ausgeliefert werden. Diese dürfen den 
Samen nur im Auftrag der Besamungsstation oder 
des Samendepots zur künstlichen Besamung in Tier- 
beständen der in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Empfän- 
ger verwenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für das Verbringen von 
Samen in Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes. 

(3) Wer eine Besamungsstation oder ein Samen- 
depot betreibt, hat über Gewinnung, Aufbereitung, 
Überprüfung während der Aufbewahrung, Abgabe 
und Verwendung des Samens Aufzeichnungen zu 
machen. Dies gilt entsprechend für denjenigen, 

1. der eine Tierhaltung nach § 3 Abs. 3 betreibt, 

2. dem als Tierarzt oder Besamungstechniker von 
einer Besamungsstation oder einem Samendepot 
Samen ausgeliefert wird. 

Die Aufzeichnungen sind der zuständigen Behörde 
auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über die An- 
forderungen, unter denen Samen nach Absatz 1 
Satz 1 geliefert werden darf, sowie über den Betrieb 
einer Besamungsstation, über Behandlung und 
Transport von Samen, über Art, Inhalt, Umfang und 
Aufbewahrung der in Absatz 3 geforderten Auf- 
zeichnungen, über Kennzeichnung der zu besamen- 
den Tiere und deren Nachkommen sowie über 
Schutzmaßnahmen gegen Samenverwechslungen zu 
erlassen, soweit dies zur Gewährleistung einer ord- 
nungsgemäßen Besamung erforderlich ist; sie kön- 
nen ferner die stichprobenweise Überprüfung der 
Abstammung der Nachzucht durch Blutgruppenbe- 
stimmung vorschreiben. Die Landesregierungen 
können diese Befugnis durch Rechtsverordnung auf 
oberste Landesbehörden übertragen. 

§ 5 

(1) Als Besamungstechniker darf nur tätig sein, 
wer an einem Lehrgang über künstliche Besamung 
mit Erfolg teilgenommen hat. 


(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über Ziel, Zulassungsvoraussetzungen, An- 
forderungen, Dauer und Abschluß der Lehrgänge 
zu erlassen, soweit dies zur Sicherstellung einer 
ordnungsgemäßen Besamung erforderlich ist. 

§ 6 

(1) Das Verbringen von Samen in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes und die Verwendung des 
verbrachten Samens zur künstlichen Besamung be- 
dürfen der schriftlichen Genehmigung durch die für 
den Betrieb des Antragstellers zuständige oberste 
Landesbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. das Tier, von dem Samen in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden soll, in das 
Zuchtbuch der zuständigen Züchtervereinigung 
des Herkunftsgebietes eingetragen ist, 

2. die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zustän- 
dige anerkannte Züchtervereinigung sich ver- 
pflichtet, das Tier mit seinem Abstammungs- 
und Leistungsnachweis in das von ihr geführte 
Zuchtbuch einzutragen und 

3. das Tier, von dem Samen in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden soll, die An- 
forderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buch- 
stabe b und Nr. 3, der Samen die Anforderungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt; für Samen von ab- 
gegangenen oder zur Samengewinnung nicht 
mehr tauglichen Tieren gelten die Anforderun- 
gen nach § 2 Abs. 3 Satz 2. 

Kann die Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 2 nicht 
erfüllt werden, so kann die Genehmigung bei 'Vor- 
liegen der übrigen Voraussetzungen nach Satz 1 
erteilt werden, wenn der Antragsteller ein begrün- 
detes Bedürfnis für das Verbringen oder die Ver- 
wendung des Samens nachweist. 

(3) Die Genehmigung ist zu befristen; sie kann auf 
eine bestimmte Zahl und auf bestimmte Rassen der 
zu besamenden Tiere, auf bestimmte Gebiete oder 
in sonstiger Weise inhaltlich beschränkt unter Be- 
dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden wer- 
den. 

§ 7 

Die Besamungserlaubnis (§ 2) sowie die Geneh- 
migung zum Verbringen und zur Verwendung von 
Samen (§ 6) gelten nur für den Zuständigkeitsbereich 
der Behörde, die die Erlaubnis oder Genehmigung 
erteilt. 

§ 8 

Für Forschungszwecke können die obersten Lan- 
desbehörden Ausnahmen von den Vorschriften die- 
ses Gesetzes für wissenschaftliche Einrichtungen und 
für Betriebe, die für diese . Einrichtungen Versuche 
durchführen, zulassen. Die Ausnahmegenehmigung 
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kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen 
verbunden werden. 

§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 1 Samen eines Tieres, das nicht gekört 
worden oder für das eine Besamungserlaubnis 

. nicht erteilt worden ist, zur künstlichen Be- 
samung verwendet, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 eine Besamungsstation oder 
ein Samendepot oder entgegen § 3 Abs. 3 eine 
Tierhaltung ohne Erlaubnis betreibt, 

3. entgegen § 4 Abs. 1 Samen liefert, ausliefert oder 
verwendet, 

4. entgegen § 4 Abs. 3 die vorgeschriebenen Auf- 
zeichnungen unterläßt oder sie nicht der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen vorlegt, 

5. entgegen § 5 Abs. 1 als Besamungstechniker tätig 
ist, 

6. entgegen § 6 Abs. 1 ohne Genehmigung Samen in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder den verbrachten Samen verwendet, 

7. einer nach § 2 Abs. 4 oder § 4 Abs. 4 erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(3) Samen, auf den sich eine Zuwiderhandlung 
nach Absatz 1 Nr. 1, 3 oder 6 bezieht, kann eingezo- 
gen werden. 

§ 10 

Der Betrieb von Besamungsstationen und Samen- 
depots, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehen, bedarf nicht der Erlaubnis; er 
kann jedoch untersagt werden, wenn 

1. eine Voraussetzung nach § 3 Abs. 2 nicht oder 
nicht mehr gegeben ist und dem Mangel nicht in- 
nerhalb einer von der zuständigen Behörde ge- 
setzten Frist abgeholfen wird oder 

2. ein Widerrufsgrund nach § 3 Abs. 4 vorliegt. 

§ 11 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
tierischen Erzeugung (Tierzuchtgesetz) vom 7. Juli 
1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 181), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 23. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 445), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „oder zur künst- 
lichen Besamung" gestrichen; 

b) Satz 2 wird gestrichen. 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird gestrichen; 

b) der Punkt nach Satz 3 wird gestrichen und es 
werden die Worte „und für die im Zeitpunkt 
der Hauptkörung keine gültige Deckerlaubnis 
oder Besamungserlaubnis vorliegt" angefügt. 

3. Hinter § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

„§ 8 a 

Für Forschungszwecke können die obersten 
Landesbehörden Ausnahmen von den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes für wissenschaftliche Einrich- 
tungen und für Betriebe, die für diese Einrich- 
tungen Versuche durchführen, zulassen. Die Aus- 
nahmegenehmigung kann unter Bedingungen er- 
teilt und mit Auflagen verbunden werden." 

4. In § 9 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„oder zur künstlichen Besamung" sowie die 
Worte „oder bei einem weiblichen Tier eine 
künstliche Besamung durchführen" gestrichen. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 13 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Ermäch- 
tigungen in § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2 

am *) in Kraft. Die in Satz 1 be- 

zeichneten Ermächtigungen treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens des Gesetzes 
treten außer Kraft: 

Niedersachsen 

1. das Gesetz über die künstliche Besamung in der 
Tierzucht vom 7. Februar 1966 (Niedersächsisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 29), 

2. die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die künstliche Besamung in der Tierzucht 
vom 2. Dezember 1966 (Niedersächsisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 249), 

Rheinland-Pfalz 

3. die Landesverordnung über die Zuchtbenutzung 
von Pferden vom 12. März 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 71), 

4. die Landesverordnung über die Regelung der 
künstlichen Besamung der Haustiere vom 20. Juni 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 338), geändert 
durch die Landesverordnung vom 23. November 
1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 196). 


*) etwa ein Jahr nach Verkündung 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der weitaus größte Teil der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung entfällt auf den tierischen Bereich. Die tie- 
rische Erzeugung erreichte im Jahre 1968/69 mit 
25,4 Mrd. DM etwa 72 v. H. des Produktionswertes 
der gesamten landwirtschaftlichen Erzeugung. Die 
steigenden Anforderungen an die Qualität tierischer 
Produkte und an die Wirtschaftlichkeit der Betriebs- 
weise zwingen dazu, die Leistungen der Nutztiere 
ständig zu verbessern. Eines der wichtigsten Mittel 
zu diesem Ziel ist die züchterische Verbesserung der 
Leistungsanlagen der Tiere. 

Die künstliche Besamung gewinnt dabei zunehmend 
an Bedeutung. Während sie sich bei Erlaß des Tier- 
zuchtgesetzes (1949) noch in den Anfängen befand, 
werden zur Zeit schon über die Hälfte aller zucht- 
fähigen weiblichen Rinder künstlich besamt. Mit 
einer weiteren Ausdehnung der künstlichen Besa- 
mung, auch bei anderen Tiergattungen, ist zu rech- 
nen. Mit Hilfe der künstlichen Besamung ist es mög- 
lich, den Zuchtwert der Tiere umfassender und zu- 
verlässiger zu schätzen und besonders wertvolle 
Tiere mehr als bisher in der Tierzucht einzusetzen. 

So bedeutend auch die Vorteile der künstlichen Be- 
samung für die Verbesserung der Leistungsfähig- 
keit der Nutztierbestände sind, so können doch be- 
trächtliche Nachteile sowohl für einzelne Tierhalter 
als auch für die gesamte Tierzucht entstehen, wenn 
die Besamung nicht zweckentsprechend gehandhabt 
wird. Dies ergibt sich schon daraus, daß das Verhält- 
nis von männlichen zu weiblichen Zuchttieren, z. B. 
bei Rindern beim natürlichen Decken etwa 1 : 80, bei 
der künstlichen Besamung aber 1 : 1000 und dar- 
über beträgt. Aus diesen Gründen bedarf es drin- 
gend einer gesetzlichen Regelung über die künst- 
liche Besamung von Tieren. In dieses Gesetz sind 
ferner Vorschriften auf genommen worden, die eine 
Änderung des Tierzuchtgesetzes im Hinblick auf Er- 
leichterungen bei der jährlichen Durchführung der 
Hauptkörung sowie Ausnahmevorschriften für For- 
schungsvorhaben vorsehen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 17 (Förderung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung) und Nr. 19 (Maßnahmen gegen- 
über gemeingefährlichen und übertragbaren Krank- 
heiten bei Tieren) des Grundgesetzes. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Das 
Gesetz ist preisneutral. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Diese Vorschrift bestimmt die Tierarten und die Vor- 
aussetzungen, unter denen männliche Tiere zur 
künstlichen Besamung verwendet werden dürfen. Im 


Hinblick auf die fortschreitende Entwicklung der 
künstlichen Besamung und ihre große züchterische 
Bedeutung für die Verbesserung der Landestierhal- 
tung sowie die mit ihr verbundenen Gefahren ist 
es notwendig geworden, die Verwendung männ- 
licher Tiere und ihres Samens zur künstlichen Be- 
samung nach züchterischen Erfordernissen durch eine 
gesetzliche Regelung zu lenken. 

Zu § 2 

In der künstlichen Besamung erzeugt ein Vatertier 
erheblich mehr Nachkommen als im natürlichen 
Sprung. Tiere mit überdurchschnittlichem Zuchtwert 
können also in weit größerem Ausmaß als bisher 
eingesetzt werden. Gleichzeitig ist es mit Hilfe der 
künstlichen Besamung möglich, den Zuchtwert der 
Tiere auf Grund ihrer Vielzahl von Nachkommen 
umfassender und genauer zu schätzen. Bei sach- 
gerechter Anwendung können somit über die künst- 
liche Besamung die wichtigen Nutzleistungen, wie 
Milch-, Fett- und Fleischleistung, aber auch die 
Fruchtbarkeit wesentlich gesteigert werden. 

Die künstliche Besamung birgt neben diesen großen 
Vorteilen vor allem folgende Gefahren in sich: 

— die starke Vermehrung unerwünschter Eigen- 
schaften, wenn Vatertiere eingesetzt werden, 
deren Zuchtwert nicht hinreichend genau be- 
kannt ist, 

— die Verengung der Zuchtbasis mit der Gefahr, daß 
die Lebenskraft der Tiere infolge von Verwandt- 
schaftszucht und Inzucht absinkt (Inzuchtdepres- 
sion), 

— * die vermehrte Verbreitung übertragbarer Krank- 
heiten. 

Um die Vorteile der künstlichen Besamung nutzbar 
zu machen, aber auch den damit verbundenen Ge- 
fahren zu begegnen, muß die Erteilung der Besa- 
mungserlaubnis von der Erfüllung bestimmter Vor- 
aussetzungen abhängig gemacht werden. So muß 
der Zuchtwert eines Tieres über dem durchschnitt- 
lichen Zuchtwert vergleichbarer Tiere liegen. 

Unter dem Zuchtwert eines Tieres versteht man 
seine Fähigkeit, Nachkommen zu erzeugen, die im 
Durchschnitt unter den gegebenen oder zukünftigen 
Produktionsbedingungen einen bestimmten wirt- 
schaftlichen Nutzeffekt haben. Er kann über Eigen-, 
Vorfahren- und Nachkommenleistungen bestimmt 
werden. Vergleichbar ist ein Tier mit anderen 
Tieren dann, wenn es nach Leistung und erfaßbarer 
Umwelt dem Durchschnitt der Population (Gruppe 
ähnlicher Tiere) entspricht. Infolge der vermehrten 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten und Zucht- 
mängel durch die künstliche Besamung ist es erfor- 
derlich, daß vor Erteilung der Besamungserlaubnis 
Tier und Samen geprüft werden. Bei der Ausstellung 
der vorgesehenen Bescheinigung kann sich der 
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Amtstierarzt auch auf die Untersuchung von Sach- 
verständigen stützen. Zur Identitätssicherung der 
Nachkommen eines Vatertieres und zur Vermeidung 
von Inzuchtschäden ist eine Blutgruppenbestimmung 
erforderlich. 

In steigendem Maße wird Samen im Tiefgefrierver- 
fahren (bis minus 196 Grad) eingefroren und bei- 
nahe unbegrenzt haltbar gemacht. Dadurch ist es 
möglich, auch Samen bereits abgegangener Tiere 
einzusetzen. Absatz 3 regelt die Besamungserlaubnis 
in diesen Fällen. 

Zu § 3 

Zur Erreichung des im öffentlichen Interesse liegen- 
den Zieles der Verbesserung der Landestierzucht 
durch die künstliche Besamung ist es unerläßlich, 
daß in Tierhaltungen, in denen Samen gewonnen 
und abgegeben wird (Besamungsstation) sowie in 
Einrichtungen, die ohne Tierhaltung Samen von 
männlichen Tieren beziehen, aufbereiten, lagern 
oder abgeben (Samendepot), bestimmte züchterische 
und hygienische Mindestanforderungen erfüllt wer- 
den. Die gleichen Maßstäbe müssen für Tierhaltun- 
gen gelten, in denen Samen gewonnen und aus- 
schließlich zur Besamung betriebseigener Tiere ver- 
wendet wird (Absatz 3 Nr. 1) und für Tierhaltungen, 
in denen im Rahmen staatlich beaufsichtigter Eigen- 
leistungsprüfungen oder Nachkommenschaftsprüfun- 
gen Samen gewonnen und an Besamungsstationen 
oder Samendepots geliefert wird (Absatz 3 Nr. 2). 
Sind die in Absatz 2 angeführten Anforderungen 
erfüllt, besteht ein Anspruch auf Erteilung der Er- 
laubnis. 

Zur Berücksichtigung besonderer Gegebenheiten 
können die zuständigen Behörden Ausnahmen für 
die in Absatz 3 Satz 1 genannten Tierhaltungen zu- 
lassen. Dies ist züchterisch vertretbar, da bei den in 
Absatz 3 Nr. 1 genannten Tierhaltungen der in die- 
sen Tierhaltungen gewonnene Samen ausschließlich 
zur Besamung eigener Tiere verwendet wird und 
bei den in Absatz 3 Nr. 2 genannten Tierhaltungen 
der Samen in enger Verbindung mit einer Besa- 
mungsstation gewonnen und lediglich zu Prüfzwek- 
ken eingesetzt wird. 

Zu § 4 

Zweck der Gewinnung und Aufbereitung von Samen 
ist seine Verwendung für die künstliche Besamung 
im Rahmen der Tierzucht. Dieses Ziel kann aber 
nur erreicht werden, und die erheblichen Gefahren 
des Mißbrauchs von Samen können nur verhindert 
werden, wenn der Samen ausschließlich an Per- 
sonen und Stellen gelangt, die in der Lage sind, ihn 
zweckentsprechend zu verwenden. 

Innerhalb des Kreises der Empfänger von Samen 
muß der Weg der einzelnen Samenportionen nicht 
nur in jeder Phase — von der Gewinnung bis zur 
instrumenteilen Einführung — lückenlos nachweis- 
bar sein, sondern es muß auch sichergestellt sein, 
daß der Samen nur im Rahmen vertretbarer züchte- 
rischer Zwecke verwendet wird. Es ist daher gebo- 
ten, den Abgabeweg im einzelnen sowie die Ver- 
pflichtung zu Aufzeichnungen vorzuschreiben. Dar- 


über hinaus sind der Umgang mit Samen und seine 
Anwendung einem Personenkreis vorzubehalten, 
der auf Grund seiner Ausbildung und Fachkennt- 
nisse sowie der technischen Ausrüstung in der Lage 
ist, den Samen zweckentsprechend einzusetzen. Dies 
gilt im besonderen auch im Hinblick auf die erfor- 
derlichen hygienischen Maßnahmen und die Belange 
des Tierschutzes. 

Zur Anwendung der Regelungen in Absatz 1 und 3 
sind Ausführungsvorschriften erforderlich, zu deren 
Erlaß die Landesregierungen in Absatz 4 ermächtigt 
werden. 

Die vorgeschriebene Regelung bedeutet für den 
Tierhalter im Rahmen der Verwirklichung des Zieles 
des Tierzuchtgesetzes keine unzumutbare Bela- 
stung. Dem Tierhalter bleibt weiterhin offen zu ent- 
scheiden, ob er seine Tiere auf natürlichem Wege 
decken oder durch die künstliche Besamung besamen 
läßt. Wenn er sich allerdings für die künstliche Be- 
samung entscheidet, so müssen auch die notwendi- 
gen Auflagen und sonstigen Einschränkungen hinge- 
nommen werden. 

Zu § 5 

Die Durchführung der künstlichen Besamung setzt 
ausreichende Kenntnisse über die anatomisch-phy- 
siologische, zuchthygienische und tierzüchterische 
Zusammenhänge voraus und erfordert technische 
Fertigkeiten. Personen, die nicht Tierärzte sind, 
müssen daher die zur Berufsausübung zwingend 
notwendigen Kenntnisse durch den Abschluß einer 
vorgeschriebenen Ausbildung nachweisen. 

Im Zuge der Strukturverbesserung der Landwirt- 
schaft zeichnet sich die Tendenz zu größeren Tier- 
beständen ab. Außerdem zwingt der zunehmende 
Wettbewerb zu weiterer Rationalisierung und Sen- 
kung der Produktionskosten. In diesem Zusammen- 
hang gewinnt die Frage der Durchführung der Be- 
samung in eigenen Tierbeständen zunehmende Be- 
deutung. Dem Tierhalter bleibt es unbenommen, an 
Ausbildungslehrgängen für Besamungstechniker teil- 
zunehmen und damit die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für die Besamung von Tierbeständen zu schaf- 
fen. 

In Durchführungsvorschriften werden die näheren 
Bestimmungen hierüber erlassen, wobei hinsichtlich 
der Ausbildung der Besamungstechniker je nach 
Art des Einsatzes unterschiedliche Anforderungen 
gestellt werden. 

Zu § 6 

Die Entwicklung des Tiefgefrierverfahrens hat die 
technischen Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
Samen über lange Zeit haltbar ist und über große 
Entfernungen transportiert werden kann. Im Rah- " 
men der weltweiten züchterischen Zusammenarbeit 
wird von dieser Möglichkeit in immet stärkerem 
Umfang Gebrauch gemacht. Aus züchterischen Grün- 
den kann jedoch das Verbringen von Samen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht unbeschränkt 
gestattet werden. Es müssen vielmehr im Grundsatz 
die gleichen Anforderungen gestellt werden wie an 
Samen, der von Tieren, die im Geltungsbereich des 
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Gesetzes gehalten werden, stammt. Die nach dieser 
Vorschrift erteilte Genehmigung ersetzt die Besa- 
mungserlaubnis. Der Samen ist im Geltungsbereich 
des Gesetzes nach Maßgabe der Genehmigung zu 
verwenden. Sonstige Vorschriften — insbesondere 
viehseuchenrechtliche Einfuhrvorschriften — bleiben 
unberührt. 

Zu § 7 

Durch diese Vorschrift soll klargestellt werden, daß 
die nach § 2 erteilte Erlaubnis sowie die nach § 6 
erteilte Genehmigung keine überregionalen Verwal- 
tungsakte sind. Die Beschränkung des Geltungsbe- 
reichs auf den Zuständigkeitsbereich der die Erlaub- 
nis oder Genehmigung erteilenden Behörde ist aus 
züchterischen Gründen geboten. 

Zu § 8 

Im Interesse des Fortschritts in der Tierzucht ist es 
notwendig, für Forschungszwecke Ausnahmen von 
den Vorschriften des Gesetzes zuzulassen. 

Zu § 9 

Die Vorschrift enthält die Tatbestände, die als Ord- 
nungswidrigkeiten unter Bußgeldandrohung gestellt 
werden sollen. Dabei wird sowohl die vorsätzliche 
als auch die fahrlässige Begehungsweise erfaßt. Die 
Höhe der Bußgelddrohung macht deutlich, welche 
Bedeutung den Verstößen gegen dieses Gesetz bei- 
zumessen ist und ermöglicht eine den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen des Täters entsprechende, emp- 
findliche Geldbuße. 

Zu § 10 

Die bestehenden Besamungsstationen und Samen- 
depots werden in der Regel bereits staatlich über- 
wacht. Es ist daher vertretbar, vom Erfordernis einer 
erneuten Erlaubnis abzusehen. Es muß jedoch die 
Möglichkeit vorgesehen werden, auch diesen Statio- 
nen ihre Tätigkeit zu untersagen, wenn ein ord- 
nungsgemäßer Betrieb nicht mehr gewährleistet ist. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift enthält Änderungen des geltenden 
Tierzuchtgesetzes. 

Zu Nummer 1 

Die Streichung ist durch die Regelung dieses Geset- 
zes notwendig. 


Zu Nummer 2 

Nach § 3 des Tierzuchtgesetzes sind Hauptkörungen 
jährlich als Sammelkörungen durchzuführen. Um die 
im Zuchteinsatz stehenden Tiere jeweils im Ver- 
gleich mit anderen Tieren ihrer Art und Rasse auf 
ihre Zuchttauglichkeit zu prüfen, werden die männ- 
lichen Tiere von ihren Standorten zu einem Körplatz 
gebracht und dort vorgestellt. Infolge der starken 
Zunahme der künstlichen Besamung und der dadurch 
bedingten Verringerung der Zahl der Vatertiere ist 
es in der Praxis immer schwieriger, eine für einen 
sinnvollen Vergleich ausreichende Zahl von Vater- 
tieren an einem Ort zusammenzuführen. Bei zuneh- 
menden Verkehrs- und arbeitstechnischen Schwierig- 
keiten bedeutet die geltende Regelung außerdem 
eine erhebliche Belastung für die Halter männlicher 
Tiere. Mit Rücksicht auf die Fortschritte auf dem 
Gebiet der Züchtungswissenschaft, insbesondere der 
Zuchtwertschätzung, ist ein derartiger Vergleich der 
in der Zucht stehenden Vatertiere auch nicht mehr 
unerläßliche Voraussetzung für eine züchterische 
Entscheidung, ob die Tiere in der Zucht belassen 
werden können oder nicht. Außerdem kann heute 
bereits im voraus bestimmt werden, bis zu welchem 
Zeitpunkt neue Informationen für eine genauere 
Abschätzung des Zuchtwertes vorliegen werden. Um 
diesen züchterischen und praktischen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, ermöglicht die vorgesehene Re- 
gelung, die Hauptkörung von Tieren als Sammel- 
körung oder als Einzelkörung (Vorführung des Tie- 
res an seinem jeweiligen Standort) durchzuführen. 
Die erneute Vorstellung gekörter Tiere ist nur dann 
notwendig, wenn im Zeitpunkt der Hauptkörung 
keine gültige Deck- oder Besamungserlaubnis vor- 
liegt. 

Zu Nummer 3 

Im Interesse des Fortschritts in der Tierzucht ist es 
notwendig, für Forschungszwecke Ausnahmen von 
den Vorschriften des Tierzuchtgesetzes zuzulassen. 
Mit Hilfe von Auflagen oder Bedingungen kann die 
Behörde die Einhaltung der Zwecke des Tierzucht- 
gesetzes sicherstellen. 

Zu § 12 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 13 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes und benennt die Vorschriften, die mit dem In- 
krafttreten des Gesetzes aufgehoben werden sollen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

In Absatz 3 Nr. 1 sind nach dem Wort „waren" 
die Worte „oder eine anderweitige Besamungs- 
erlaubnis vorlag 11 einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung stellt sicher, daß der Samen von 
abgegangenen Tieren aus dem Zuständigkeits- 
bereich einer Behörde in den einer anderen Be- 
hörde verbracht werden kann. 

2. Zu § 3 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„•(1) Wer eine Tierhaltung zum Zwecke 
der Gewinnung, Behandlung und Abgabe von 
Samen der in § 1 genannten Tiere zur künst- 
lichen Besamung (Besamungsstation) betrei- 
ben will, bedarf hierfür der Erlaubnis." 

Begründung 

Samendepots haben sich nicht bewährt; sie 
bedeuten eine Zwischenstufe, welche die 
Überwachung der künstlichen Besamung er- 
schwert und verteuert. Die erforderliche Ver- 
antwortlichkeit des Stationstierarztes für die 
ordnungsgemäße Durchführung geeigneter 
Maßnahmen zur Verhinderung der Übertra- 
gung von Tierkrankheiten und zur Siche- 
rung der Abstammung kann diesem nicht 
mehr auferlegt werden, wenn Samendepots 
zwischen Samenlieferanten (Besamungssta- 
tionen) und Empfängern (Besamer) einge- 
schaltet werden. 

Dementsprechend sind in Absatz 3 Nr. 2 die 
Worte „oder Samendepots 1 ', Absatz 4 Nr. 2 
die Worte „,das Samendepot", § 4 Abs. 1 ein- 
gangs die Worte „und Samendepots 11 , § 4 
Abs. 1 Nr. 2 die Worte „und Samendepots 11 , 
§ 4 Abs. 1 letzter Satz die Worte „oder des 
Samendepots", § 4 Abs. 3 erster Satz die 
Worte „oder ein Samendepot 11 , § 4 Abs. 3 
Nr. 2 die Worte „oder einem Samendepot 11 , 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 die Worte „oder ein Sa- 
mendepot 11 und in § 10 die Worte „und Sa- 
mendepots" zu streichen. 

b) Absatz 2 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. die tierärztlich-fachtechnische Leitung 
durch einen Tierarzt (Stationstierarzt) ge- 
sichert ist, der insbesondere die Verant- 
wortung für die ordnungsgemäße Durch- 
führung geeigneter Maßnahmen zur Ver- 
hinderung der Übertragung von Tier- 
krankheiten und zur Sicherung der Ab- 
stammung trägt, 11 1 


Begründung 

Eine tierärztliche Aufsicht, die so verstanden 
werden muß, daß sie auch von einem ver- 
traglich verpflichteten Tierarzt nebenberuf- 
lich wahrgenommen wird, kann nicht als aus- 
reichend erachtet werden, um die dem Tier- 
arzt an einer Besamungsstation zufallenden 
Aufgaben verantwortlich wahrzunehmen. 
Eine Station muß für die ordnungsgemäße 
Samengewinnung und -behandlung sowie für 
die Durchführung geeigneter Maßnahmen zur 
Verhinderung der Übertragung von Tier- 
krankheiten und zur Sicherung der Abstam- 
mung einen eigenen Stationstierarzt anstel- 
len, der für diese Tätigkeit die volle Ver- 
antwortung trägt. 

c) In Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 sind nach den Wor- 
ten „dieses Gesetzes" die Worte „oder einer 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
ver Ordnung 11 einzufügen. 

Begründung 

Die Erlaubnis * sollte auch widerrufen wer- 
den können, wenn gegen die Vorschriften 
der nach § 2 Abs. 4 oder § 4 Abs. 4 zu 
erlassenden Rechtsverordnungen verstoßen 
wird. 

d) Nach Absatz 4 sind folgende Absätze 5, 6 
und 7 anzufügen: 

„(5) Die Besamungsstationen werden in 
züchterischer und veterinärhygienischer Hin- 
sicht von der zuständigen Behörde überwacht. 
Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen durch dieses Gesetz oder 
aufgrund dieses Gesetzes übertragenen Auf- 
gaben von den Besamungsstationen, son- 
stigen Tierhaltungen und Züchtervereinigun- 
gen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(6) Die von den zuständigen Behörden mit 
der Einholung von Auskünften beauftragten 
Personen sind im Rahmen des Absatzes 1 be- 
fugt, Grundstücke und Betriebsräume, zur 
Verhütung dringender Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung auch Wohn- 
räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
dort Besichtigungen und Untersuchungen vor- 
zunehmen, die der künstlichen Besamung 
dienenden Unterlagen und, soweit es zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
ist, auch geschäftliche Unterlagen einzusehen. 
Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen 
nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 161 6 


(7) Der zur Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihm selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro- 
zeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungs Widrigkeiten aussetzen würde." 

Begründung 

Erforderliche Ergänzung, weil die Über- 
wachung der Besamungsstationen notwendig 
und an keiner anderen Stelle des Entwurfs 
vorgesehen ist. 

3. Zu § 4 

a) Absatz 1 Satz 2 ist nach den Worten „be- 
stimmt ist," wie folgt zu fassen: 

„darf nur ausgeliefert werden an Tierärzte 
oder Besamungstechniker oder an Tierhalter 
zur Besamung im eigenen Bestand, wenn der 
Tierhalter oder einer seiner Betriebsange- 
hörigen an einem Kurzlehrgang mit Erfolg 
teilgenommen hat." 

b) In Absatz 1 sind die Eingangsworte von 
Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die genannten Personen dürfen . . 

Begründung zua) und b) 

Bei zunehmenden Bestandsgrößen in spe- 
zialisierten Betrieben gewinnt die Frage der 
Besamung durch Tierhalter im eigenen Be- 
trieb, insbesondere in der Schweine- und 
Schafhaltung, zunehmend an Bedeutung. Ein 
zukunftsorientiertes Gesetz muß Tierhaltern, 
die die Befähigung zur instrumentellen Durch- 
führung der künstlichen Besamung in ver- 
kürzten Ausbildungslehrgängen erworben 
haben, die Durchführung der Besamung im 
eigenen Betrieb gestatten. Deshalb müssen 
auch Tierhalter Empfänger von Samen sein 
können. 

c) In Absatz 3 Nr. 2 sind nach dem Wort 
„Tierarzt" das Wort „oder" durch ein Kom- 
ma zu ersetzen und nach dem Wort „Be- 
samungstechniker" folgende Worte einzu- 
fügen: „oder Tierhalter zur Besamung im 
eigenen Bestand". 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 4 Abs. 1. 

d) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschrif- 
ten zu erlassen über 

1. die Anforderungen, unter denen Samen 
nach Absatz 1 Satz 1 geliefert werden 
darf, wobei als Anforderung auch die 
Vorschrift gilt, daß Samen nur aufgrund 
einer Mitgliedschaft oder eines Besamungs- 
vertrages geliefert werden darf, 


2. den Betrieb einer Besamungsstation, 

3. die Behandlung und den Transport von 
Samen, 

4. die Art, den Inhalt, den Umfang und die 
Aufbewahrung der in Absatz 3 gefor- 
derten Aufzeichnungen, 

5. die Kennzeichnung der zu besamenden 
Tiere und deren Nachkommen, 

6. die Schutzmaßnahmen gegen Samenver- 
wechselungen, 

soweit dies zur Gewährung einer ordnungs- 
gemäßen Besamung erforderlich ist; sie 
können ferner die stichprobenweise Überprü- 
fung der Abstimmung der Nachzucht durch 
Blutgruppenbestimmung vorschreiben. Die 
Landesregierungen können diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf oberste Landes- 
behörden übertragen." 

Begründung 

Die Vorschrift, daß Samen nur aufgrund einer 
Mitgliedschaft oder eines Besamungsver- 
trages geliefert werden darf, könnte als Be- 
schränkung des Empfängerkreises nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 2 angesehen werden. Sie 
bedarf deshalb einer gesetzlichen Ermäch- 
tigung, die eine solche Beschränkung aus- 
drücklich gestattet. Außerdem ist die Neufas- 
sung übersichtlicher. 

4. Zu § 5 

In Absatz 2 sind nach dem Wort „Lehrgänge" 
die Worte „nach § 4 Abs. 1 Satz 2 und nach Ab- 
satz 1" anzufügen. 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 4 Abs. 1. 

5. Zu § 6 

a) In Absatz 2 ist folgender Satz .anzufügen: 

„An die Stelle der amtstierärztlichen Be- 
scheinigung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe b tritt eine Bescheinigung der zustän- 
digen Behörde des Herkunftsgebietes." 

Begründung 

Das Fehlen von Erscheinungen, welche die 
Zuchttauglichkeit beeinträchtigen, kann nur 
durch eine Bescheinigung der zuständigen Be- 
hörde des Herkunftsgebietes nachgewiesen 
werden. 

b) In Absatz 2 Nr. 3 ist folgender Satzteil anzu- 
fügen: 

„ausgenommen die Zweiwochenfrist des § 2 
Abs. 1 Nr. 2". 

Begründung 

Durch diese Vorschrift wird der Import von 
Samen abgegangener Tiere ermöglicht. 
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6. Zu § 9 

a) In Absatz 1 ist folgende Nummer 2 a einzu- 
fügen: 

„2 a. entgegen § 3 Abs. 5 und 6 eine Aus- 
kunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht voll- 
ständig oder nicht richtig erteilt oder den 
Zutritt zu Grundstücken oder Betriebs- 
räumen, die Besichtigung oder Unter- 
suchung oder die Einsichtnahme in Un- 
terlagen, die der Durchführung der 
künstlichen Besamung dienen, oder in 
geschäftliche Unterlagen nicht duldet,“. 

Begründung 

Folge der Anfügung der Absätze 5 und 6 in 
§ 3. 

b) In Absatz 1 Nr. 7 sind die Worte „§ 2 Abs. 4 
oder“ zu streichen. 

Begründung 

Die Zitierung des § 2 Abs. 4 erscheint nicht 
richtig, da nicht ersichtlich ist, welche Ver- 
stöße nach § 2 Abs. 4 bußgeldbewehrt sein 
sollen. 

7. Zu § 11 

a) „Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die 
in § 9 des Tierzuchtgesetzes vorgesehenen 
Vergehenstatbestände in Bußgeldtatbestände 
umgewandelt werden sollten. Am Unrechts- 
gehalt gemessen sollte bei Verstößen gegen 


das Tierzuchtgesetz keine der Art nach stren- 
gere Ahndung vorgesehen werden als für 
Verstöße gegen das Besamungsgesetz. Eine 
Änderung entspräche auch der mit der Straf- 
rechtsreform eingeleiteten Entkriminalisie- 
rung von Straftatbeständen. Der Bundesrat 
bittet deshalb die Bundesregierung, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
auf eine entsprechende Änderung des § 9 
des Tierzuchtgesetzes hinzuwirken. 

b) In Nummer 2 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,,a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,Sie können als Sammelkörungen oder 
Einzelkörungen durchgeführt werden.'“. 

Begründung 

Die Neufassung stellt sicher, daß auch Sam- 
melkörungen durchgesetzt werden können. 

8. Zu § 13 

In Absatz 2 ist nach dem Abschnitt „Rheinland- 
Pfalz“ einzufügen: 

„ Schleswig-Holstein 

5. die Verordnung zur Regelung der künstlichen 
Besamung in der Haustierzucht vom 20. März 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein, S. 91).“ 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu l. r 2. a), c) und d) f 3. bis 5. f 6. b), 7. b) und 8. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 

Zu 2. b) 

Die Bundesregierung kann sich der Auffassung des 
Bundesrates anschließen, daß wegen der großen 
Bedeutung der künstlichen Besamung die veterinär- 
medizinisch-fachtechnische Leitung der Besamungs- 
stationen grundsätzlich in der Hand von Tierärzten 
liegen sollte. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß im Bundesgebiet auf absehbare Zeit zahlreiche 
kleinere Besamungsstationen bestehen werden, die 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage sind, 
einen eigenen Stationstierarzt anzustellen. Dies ist 
aber auch nicht unabweisbar erforderlich, denn die 
ordnungsgemäße Wahrnehmung der veterinärmedi- 
zinisch-fachtechnischen Aufgaben kann in diesen 
Fällen auch durch einen Vertragstierarzt sicherge- 
stellt werden. Durch den § 3 Abs. 2 Nr. 1, nach dem 
für einen ordnungsgemäßen Betrieb das erforder- 
liche Personal vorhanden sein muß, und durch den 
vom Bundesrat vorgeschlagenen § 3 Abs. 5, nach 
dem die Besamungsstationen in züchterischer und 
veterinärhygienischer Hinsicht einer behördlichen 
Überwachung unterliegen, sind die veterinärmedizi- 
nischen Belange insoweit ausreichend gesichert. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß die „Sicherheit der Abstammung'", die 
nach dem Vorschlag des Bundesrates zu den Auf* 
gaben des Stationsarztes gehören soll, keine spezi- 
fisch tierärztliche Aufgabe ist und daher nicht dem 
Tierarzt Vorbehalten werden sollte. 

Die Bundesregierung schlägt daher für § 3 Abs. 2 
Nr. 2 des Besamungsgesetzes folgende Fassung vor: 

„2. ein Tierarzt den Betrieb tierärztlich-fachtech- 
nisch leitet (Stationstierarzt) oder die Wahrneh- 


mung der tierärztlich-fachtechnischen Aufgaben 
durch einen im Vertragsverhältnis zur Besa- 
mungsstation stehenden Tierarzt (Vertragstier- 
arzt) gewährleistet ist." 

Zu 6. a) 

Die Bundesregierung erhebt der Sache nach keine 
Einwendungen; sie würde jedoch aus redaktionellen 
Gründen folgende Fassung vorziehen: 

„2 a. entgegen § 3 Abs. 5 eine Auskunft nicht, nicht 
rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht richtig 
erteilt oder entgegen § 3 Abs. 6 den Zutritt 
zu Grundstücken oder Betriebsräumen, die Be- 
sichtigung oder Untersuchung oder die Ein- 
sichtnahme in Unterlagen nicht duldet." 

Zu 7. a) 

Die Bundesregierung kann der Empfehlung des Bun- 
desrates nicht zustimmen. Es trifft zwar zu, daß die 
Vergehenstatbestände des § 9 des Tierschutzge- 
setzes vom 7. Juli 1949 in ihrem Unrechtsgehalt 
nicht schwerer wiegen als die als Ordnungswidrig- 
keiten ausgestalteten Tatbestände des § 9 des Be- 
samungsgesetzes. Derartige Diskrepanzen finden 
sich jedoch zur Zeit noch in großer Zahl im gesam- 
ten Nebenstrafrecht. Sie zu beseitigen, ist eines der 
Ziele des in Vorbereitung befindlichen Entwurfs 
eines Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch. Es 
erscheint daher sachgerechter, die Frage einer Um- 
gestaltung der Strafvorschrift des Tierzuchtgesetzes 
in eine Bußgeldvorschrift in diesem größeren Zu- 
sammenhang zu lösen, auch wenn damit für eine 
kurze Zeit ein Ungleichgewicht zwischen den Sank- 
tionen nach dem Besamungsgesetz und dem Tier- 
zuchtgesetz besteht. 
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